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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung des
Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetzes

A. Problem und Ziel

Mit dem Gesetzentwurf soll die héherqualifizierende Berufsbildung und damit eine erfolg-
reiche Fachkraftegewinnung gestarkt werden. Die Kosten der Teilnahme an durch das
Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz (AFBG) geforderten FortbildungsmaRnahmen sol-
len fur die Teilnehmerinnen und Teilnehmer weiter gesenkt werden. Damit sollen die At-
traktivitat von Fortbildungen weiter erhéht und mogliche Einstiegshirden abgebaut wer-
den. Erweiterungen des Forderrahmens beim MalRnahmebeitrag sollen Preisanstiegen bei
den Lehrgangs- und Prifungsgebihren und den Materialkosten fir das Prufungsstiick
Rechnung tragen. Zusatzlich werden Anreize durch weitere finanzielle Erleichterungen bei
Bestehen der Fortbildungsprifung gesetzt. Wenn Arbeitgeber Zuschiisse zu den Kosten
der FortbildungsmalRnahme ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter leisten, werden diese
bei der Férderung nicht mehr auf den MaRnahmebeitrag angerechnet. Zusatzlich sollen
Alleinerziehende mit Betreuungspflichten in Vollzeit- und TeilzeitmaRnahmen noch besser
unterstitzt werden.

Der Entwurf enthalt dariiber hinaus Klarstellungen zum Anwendungsbereich des Geset-
zes sowie zur Tragereigenschaft.

B. Losung

Die Leistungen des AFBG werden zur Unterstiitzung des persoénlich motivierten lebens-
begleitenden Lernens verbessert. Anknipfend an den Koalitionsvertrag zwischen CDU,
CSU und SPD fur die 21. Legislaturperiode sieht der Entwurf im Wesentlichen folgende
Malnahmen vor:

. Der maximale Gesamtbetrag der geférderten Lehrgangs- und Prifungsgebiihren
wird von bisher 15 000 Euro auf 18 000 Euro angehoben.
. Der maximale Gesamtbetrag der Férderung fur die Erstellung des Meisterstlicks

oder vergleichbarer Arbeiten wird von bisher 2 000 Euro auf 4 000 Euro angehoben.

. Der Bestehenserlass im Rahmen des Darlehens fir die Lehrgangs- und Prifungs-
gebihren wird von 50 auf 60 Prozent erhoht.

. Die Anrechnung von zweckgleichen Arbeitgeberleistungen auf den MalRnahmebei-
trag entfallt.
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. Der Kinderbetreuungszuschlag fir Alleinerziehende in Vollzeit- und Teilzeitmal}-
nahmen wird von 150 Euro auf 160 Euro pro Monat je Kind erhoht.

. Es wird klargestellt, dass die Vorbereitung auf Abschlisse, die auf der Grundlage
hochschulrechtlicher Regelungen geregelt werden, nicht als berufliche Aufstiegsfortbil-
dung nach dem AFBG forderfahig ist.

. Der Trager einer FortbildungsmalRnahme wird im Gesetz definiert.

C. Alternativen

Keine. Die Erweiterungen des Forderrahmens bei den Lehrgangs- und Prifungsgebihren
sowie beim Meisterstlick tragen Preissteigerungen Rechnung. Zusammen mit der weite-
ren finanziellen Erleichterung bei Bestehen der Fortbildungsprifung werden die Kosten flr
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer gesenkt und maogliche Einstiegshirden fur die Auf-
nahme von Fortbildungen abgebaut. Der Wegfall der Anrechnung von Arbeitgeberleistun-
gen auf die Kosten der Malinahme dient der Umsetzung des Beschlusses des Rech-
nungsprifungsausschusses des Deutschen Bundestages vom 18. Februar 2022. Die An-
hebung des Kinderbetreuungszuschlags orientiert sich in der Héhe am BAfoG. Die ge-
setzlichen Klarstellungen zu den hochschulischen Abschllissen und zur Tragereigenschaft
wurden aufgrund von Rechtsprechung erforderlich.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die Finanzierung der unmittelbaren und mittelbaren Mehrausgaben des Bundes durch
dieses Gesetz stellt das Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und
Jugend im Einzelplan 17 sicher. Ein Mehrbedarf des Bundes flr dieses Gesetz an Sach-
und Personalmitteln ist vollstadndig und dauerhaft finanziell und stellenmafig im Einzelplan
17 einzusparen.

Die durch dieses Gesetz entstehenden Mehrausgaben wurden anhand von Berechnun-
gen und Schatzungen unter Verwendung amtlicher Statistiken (insbesondere AFBG-
Jahresstatistik 2024) sowie weiterer Erfahrungswerte der Lander ermittelt. Mit dem Inkraft-
treten des Gesetzes zum 1. August 2027 entstehen folgende finanzielle Mehrausgaben
fur Bund und Lander:

2027 2028 2029 2030
Mio. Euro Mio. Euro Mio. Euro Mio. Euro
Mehrausgaben des 11,5 27,0 27,0 27,0
Anderungsgesetzes insgesamt
davon
Bund (78 Prozent) 9,0 21,0 21,0 21,0
Lander (22 Prozent) 25 6,0 6,0 6,0

E. Erfullungsaufwand

Mit den Verbesserungen der Leistungskomponenten beim Malinahmebeitrag (§ 12 Ab-
satz 1 Satz 1 AFBG), beim Bestehenserlass (§ 13b Absatz 1 AFBG) und beim Kinderbe-
treuungszuschlag (§ 10 Absatz 3 AFBG) wird unter anderem dem Anliegen Rechnung
getragen, die AFBG-Geforderten aufgrund gesamtwirtschaftlicher Teuerungsraten bei
ihrer Aufstiegsfortbildungsmafinahme zu entlasten und gleichzeitig einen Anreiz zur Ab-
solvierung einer entsprechenden Malnahme zu schaffen. Mit diesen Verbesserungen soll
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auch dem sich abzeichnenden Rickgang bei den Geférdertenzahlen entgegengewirkt
werden. Soweit sich diese gesetzlichen Anderungen auf den jahrlichen wie auch auf den
einmaligen Erflllungsaufwand der drei Normadressaten Birgerinnen und Birger, Wirt-
schaft sowie Verwaltung auswirken kdnnen, wird wegen des ohne die Verbesserungen zu
erwartenden Rickgangs bei den Geférdertenzahlen und den damit bei der Erfullung ver-
bundenen Entlastungen insgesamt nicht mit einer Erhéhung des Erfullungsaufwandes
gerechnet.

Der Verzicht auf die Anrechnung von Arbeitgeberleistungen (§ 10 Absatz 1 AFBG) fuhrt
zu einer dauerhaften Reduzierung des jahrlichen Erfullungsaufwands aller drei Normad-
ressaten Burgerinnen und Burger, Wirtschaft sowie Verwaltung um insgesamt 193 300
Euro.

Bei der Definition des Tragers einer FortbildungsmalRnahme (§ 2a AFBG) sowie der Re-
gelung zum Anwendungsbereich des AFBG (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 AFBG) han-
delt es sich jeweils um gesetzliche Klarstellungen, die keine signifikanten Auswirkungen
auf den jahrlichen sowie den einmaligen Erfullungsaufwand haben.

E.1 Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Biirger

Mit dem Wegfall der Anrechnung von Arbeitgeberleistungen wird der Erfullungsaufwand
reduziert. Insgesamt betragt die jahrliche Reduzierung des Erfullungsaufwands fur die
Birgerinnen und Birger rund 2 000 Stunden und rund 4 600 Euro.

Ein einmaliger Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Birger ergibt sich nicht.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Der Wegfall der Anrechnung von Arbeitgeberleistungen fuhrt zu einem Minderaufwand
beim jahrlichen Erfullungsaufwand fiir die Wirtschaft. Insgesamt wird mit einer Reduzie-
rung des jahrlichen Erfillungsaufwands in Héhe von 52 900 Euro gerechnet.

Davon reduzierte Burokratiekosten aus Informationspflichten
52 900 Euro

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Auch fur die Verwaltung reduziert der Wegfall der Anrechnung von Arbeitgeberleistungen
den jahrlichen Erfullungsaufwand. Insgesamt wird fir die Verwaltung mit einer Reduzie-
rung des jahrlichen Erfallungsaufwands in Héhe von 135 800 Euro gerechnet.

Ein einmaliger Erfiillungsaufwand in Hohe von 10 000 Euro entsteht durch die erforderlich
werdenden technischen Anpassungen der AFBG-Fachverfahren aufgrund der Verbesse-
rungen dieses Anderungsgesetzes. Bei der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau entsteht durch
eine technische Anpassung ein einmaliger Erfullungsaufwand in Hohe von 1 000 Euro.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind durch das Gesetz nicht zu erwarten.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung des
Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetzes

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 14. August 2026
Der Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Biirgermeister

Dr. Andreas Bovenschulte

Sehr geehrter Herr Bundesratsprésident,

hiermit iibersende ich gemél} Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung des Aufstiegsfortbildungs-
forderungsgesetzes

mit Begriindung und Vorblatt.
Federfiihrend ist das Bundesministerium fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und

Jugend.

Mit freundlichen Griiflen
Friedrich Merz

Fristablauf: 25.09.26
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Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung des
Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetzes

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz

beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetzes

Das Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom

12. August 2020 (BGBI. | S. 1936), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom
17. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nummer 191) geandert worden ist, wird wie folgt geadndert:

1.

§ 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird nach der Angabe ,Regelungen” die Angabe
» die nicht hochschulrechtliche Regelungen sind,” eingefiigt.

b) Absatz 5 Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Fortbildungsdichte sowie die angemessene Anzahl von Unterrichtsstunden
werden fur jeden Malinahmeabschnitt gesondert bestimmt.”

§ 2a wird durch den folgenden § 2a ersetzt:

.S 2a
Anforderungen an Trager der Fortbildungsmalnahmen

(1) Trager einer Fortbildungsmallinahme im Sinne dieses Gesetzes ist, wer mit
dem Teilnehmer oder der Teilnehmerin in einem Rechtsverhaltnis Gber die
Fortbildungsmafinahme steht.

(2) Der Trager muss fir die Durchfliihrung der FortbildungsmalRnahme geeignet
sein. Die Eignung liegt vor, wenn es sich um einen &ffentlichen Trager oder um einen
privaten Trager, der unter staatlicher Aufsicht steht oder staatlich anerkannt ist,
handelt. Andere private Trager sind flr die Durchfihrung der FortbildungsmafRnahme
geeignet, wenn
1. sie durch ein Zertifikat nachweisen, dass sie

a) nach der Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsférderung
anerkannt worden sind oder

b) ein System zur Sicherung der Qualitat anwenden, und

2. keine Umstande vorliegen, die der Eignung entgegenstehen.”
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3. § 8 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Die Nummern 2 und 3 werden durch die folgenden Nummern 2 und 3 ersetzt:

112-

Unionsburgern sowie deren Familienangehoérigen im Sinne von § 1
Absatz 2 Nummer 3 des Freizligigkeitsgesetzes/EU und nahestehenden
Personen im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 4 des
Freizlgigkeitsgesetzes/EU, die ein Recht auf Daueraufenthalt im Sinne
des Freizlgigkeitsgesetzes/EU besitzen sowie Auslandern, die eine
Niederlassungserlaubnis oder eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt — EU
nach dem Aufenthaltsgesetz besitzen,

Familienangehdrigen von Unionsburgern im Sinne von § 1 Absatz 2
Nummer 3 des Freizlgigkeitsgesetzes/EU und nahestehenden
Personen von Unionsbirgern im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 4 des
Freizlgigkeitsgesetzes/EU, wenn sie ein Aufenthaltsrecht nach dem
Freizlgigkeitsgesetz/EU besitzen oder denen diese Rechte als Kinder
nur deshalb nicht zustehen, weil sie 21 Jahre oder alter sind und von
ihren Eltern oder deren Ehegatten oder Lebenspartnern keinen Unterhalt
erhalten,”.

bb) Nummer 6 wird durch die folgende Nummer 6 ersetzt:

,0.

Staatsangehdrigen eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum sowie deren
Familienangehdrigen im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 3 des
Freizlgigkeitsgesetzes/EU und nahestehenden Personen im Sinne von
§ 1 Absatz 2 Nummer 4 des Freizigigkeitsgesetzes/EU unter den
Voraussetzungen der Nummern 2 bis 5,°.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) Nummer 1 wird durch folgende Nummer 1 ersetzt:

, 1.

eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 22, 23 Absatz 1, 2 oder 4, den §§
23a, 25 Absatz 1 oder 2, den §§ 25a, 25b, 28, 37, 38 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2, § 104a des Aufenthaltsgesetzes besitzen oder als Ehegatte,
Lebenspartner oder Kind eines Auslanders mit Niederlassungserlaubnis
oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt — EU eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 30, den §§ 32 bis 34 oder § 36 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes
besitzen,".

bb) In Nummer 2 wird nach der Angabe ,den §§ 32 bis 34“ die Angabe ,, § 36
Absatz 2“ eingefugt.

4. § 10 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geadndert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe ,, vom Arbeitgeber” gestrichen.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefligt:

.oatz 2 gilt nicht flr Leistungen, die im Rahmen eines Arbeitsverhaltnisses
gewahrt werden.*
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In Absatz 3 wird die Angabe ,,150“ durch die Angabe ,160“ ersetzt.

§ 12 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Nummer 1 wird die Angabe ,15 000" durch die Angabe ,18 000“ ersetzt.

In Nummer 2 wird die Angabe ,2 000“ durch die Angabe ,4 000“ ersetzt.

In § 13b Absatz 1 wird die Angabe ,50“ durch die Angabe ,,60“ ersetzt.

§ 30 wird durch den folgenden § 30 ersetzt:

»8 30
Ubergangsvorschriften

(1) Fur MaBnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung, die bis zum Ablauf des

31. Juli 2027 abgeschlossen worden sind, sind die Vorschriften dieses Gesetzes in der
am 31. Juli 2027 geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Fur Malinahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung, die bis zum Ablauf des

31. Juli 2027 begonnen haben, aber noch nicht abgeschlossen worden sind, sind die
Vorschriften dieses Gesetzes vorbehaltlich des Satzes 2 in der am 31. Juli 2027
geltenden Fassung anzuwenden. Satz 1 findet keine Anwendung auf

1.

2.

§ 10 Absatz 3 und

§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, wenn ein Teil der geltend gemachten
Materialkosten flr dieselbe fachpraktische Arbeit nach dem Ablauf des 31. Juli
2027 entstanden ist.

(3) § 2 Absatz 1 in der bis zum Ablauf des 31. Juli 2020 geltenden Fassung ist

auf Fortbildungsabschlisse zu 6ffentlich-rechtlich geregelten Prifungen auf Grundlage

1.

der §§ 53 und 54 des Berufsbildungsgesetzes in der bis zum Ablauf des 31.
Dezember 2019 geltenden Fassung sowie

der §§ 42 und 42a der Handwerksordnung in der bis zum Ablauf des 31. Dezember
2019 geltenden Fassung

solange anzuwenden, bis flir den jeweiligen Fortbildungsabschluss neue
Prifungsregelungen auf der Grundlage der §§ 53 bis 53d oder 54 des
Berufsbildungsgesetzes in der ab dem 1. Januar 2020 geltenden Fassung sowie
der §§ 42 bis 42d oder 42f der Handwerksordnung in der ab dem 1. Januar 2020
geltenden Fassung erlassen worden sind.

(4) FuUr Erlassantrage, die bis zum Ablauf des 31. Juli 2027 bei der Kreditanstalt

fur Wiederaufbau eingegangen sind, ist § 13b Absatz 1 in der am 31. Juli 2027
geltenden Fassung anzuwenden.”
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Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2027 in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die hoherqualifizierende Berufsbildung durch weiter
verbesserte Rahmenbedingungen zu starken.

Die Kosten der Teilnahme an AFBG-geférderten Fortbildungsmaflnahmen sollen fir die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer weiter gesenkt werden. Die Fordersatze beim
MaRnahmebeitrag wurden letztmalig mit dem Dritten Gesetz zur Anderung des AFBG im
Jahr 2016 erhéht. Seitdem sind in der Praxis Preissteigerungen bei den Lehrgangs- und
Prufungsgebihren sowie bei den Materialkosten fur das Meisterstiick und fiir vergleichbare
Arbeiten zu verzeichnen. Nach dem Gesetzentwurf wird der Férderrahmen bei den
Lehrgangs- und Prifungsgebuhren auf 18 000 Euro erhdht und der Forderrahmen bei den
Materialkosten fur die Erstellung des Meistersticks oder vergleichbarer Arbeiten auf 4 000
Euro verdoppelt.

Zusatzlich sollen Anreize durch weitere finanzielle Erleichterungen bei Bestehen der
Fortbildungsprifung gesetzt werden. Die Erlassquote hinsichtlich des Darlehens fir die
Lehrgangs- und Prifungsgebihren bei Bestehen der Fortbildungsprifung wird auf 60
Prozent erhoht. Dies ist ein weiteres Element, um den Eigenanteil der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer an den Fortbildungskosten zu senken.

Mit dem Wegfall der Anrechnung von zweckgleichen Leistungen, die im Rahmen eines
Arbeitsverhaltnisses als Beitrag zu den MaRBnahmekosten einer beruflichen
Aufstiegsfortbildung geleistet werden, soll einem Beschluss des
Rechnungsprifungsausschusses des Deutschen Bundestages (RPA) vom 18. Februar
2022 Rechnung getragen werden, der auf eine Prifungsmitteilung des
Bundesrechnungshofs (BRH) vom 9. September 2020 zurlickgeht. Zudem koénnen sich
erganzende Arbeitgeberleistungen ebenfalls mindernd auf den Eigenanteil der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den MaRnahmekosten auswirken.

Durch die Anhebung des Kinderbetreuungszuschlags auf 160 Euro monatlich pro Kind
sollen Alleinerziehende mit Betreuungspflichten in Vollzeit- und Teilzeitmal3nahmen noch
besser unterstitzt werden.

Die gesetzlichen Klarstellungen in Bezug auf hochschulische Abschliisse sowie zur
Tragereigenschaft wurden aufgrund von Rechtsprechung erforderlich.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit der Anhebung des Forderrahmens fiir Lehrgangs- und Priifungsgebtihren sowie flr das
Meisterstlick, mit der Anhebung der Quote flir den Darlehenserlass bei Bestehen der
Prifung sowie mit der Ermdglichung erganzender Arbeitgeberleistungen enthalt das
Anderungsgesetz ein MalRnahmenpaket zur Senkung der Eigenkosten fir die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Der Wegfall der Anrechnung von Leistungen privater und o6ffentlicher Arbeitgeber auf die
Kosten der FortbildungsmalRnahme ihrer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dient
zugleich der Umsetzung eines Beschlusses des RPA.
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Zur weiteren Unterstltzung von Alleinerziehenden, die mit Kindern unter vierzehn Jahren
oder mit behinderten Kindern in einem Haushalt leben, wird der Kinderbetreuungszuschlag
auf 160 Euro pro Monat je Kind erhéht. Dies gilt fur FortbildungsmalRnahmen in Vollzeit und
in Teilzeit gleichermalien.

Es wird klargestellt, dass die Vorbereitung auf Abschlisse, die auf der Grundlage
hochschulrechtlicher Regelungen geregelt werden, nicht als berufliche Aufstiegsfortbildung
nach dem AFBG forderfahig ist. Auferdem wird klargestellt, dass Trager einer
FortbildungsmalRinahme ist, wer mit der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer in einem
Rechtsverhaltnis Uber die Fortbildungsmalinahme steht.

Der Kreis der Forderungsberechtigten wird erganzt, um einen Gleichlauf des AFBG mit den
durch das 29. BAfoGANndG erfolgten Anderungen in § 8 BAf6G zu gewahrleisten.

Il. Exekutiver FuBabdruck

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte haben nicht
wesentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen. Der Entwurf erfolgt zur Umsetzung
des Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD fir die 21. Legislaturperiode.

V. Alternativen

Keine. Die Leistungsverbesserungen beim MaRnahmebeitrag und beim Bestehenserlass
sind erforderlich, um Preissteigerungen Rechnung zu tragen, die Kosten fir die
Teilnehmerinnen  und  Teilnehmer zu senken und die Motivation der
Fortbildungsinteressierten zu starken.

Die Streichung der Anrechnung von Arbeitgeberleistungen ist ebenfalls erforderlich. Bei der
alternativ moglichen Umsetzung des RPA-Beschlusses vom 18. Februar 2022 und der
Empfehlung des BRH vom 9. September 2020 mit einer in jedem Einzelfall erforderlichen
vollstandigen Erfassung von Arbeitgeberleistungen und der Feststellung ihrer
Zweckbestimmung wurde es zu einem erheblichen bulrokratischen Mehraufwand bei
Arbeitgebern, Teilnehmerinnen und Teilnehmern sowie den zustandigen AFBG-
Vollzugsstellen kommen. Zu beflirchten ware damit auch eine Abschreckungswirkung. Das
Grundproblem, dass der Arbeitgeber mit der Formulierung der Verwendungszweckangabe
seiner Leistung eine Anrechnung vollstédndig in den Handen halt, wirde jedoch nicht
adressiert.

Die Anhebung des Kinderbetreuungszuschlags orientiert sich in der Hohe am BAf6G.

Die gesetzlichen Klarstellungen zu den hochschulischen Abschlissen sowie zur
Tragereigenschaft wurden aufgrund von Rechtsprechung erforderlich.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 13
in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes (GG).

Die vorgesehenen Leistungsverbesserungen und die Streichung der Anrechnung von
Arbeitgeberleistungen auf den MaRnahmebeitrag missen zur Herstellung gleichwertiger
Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet und zur Wahrung der Rechtseinheit im
gesamtstaatlichen Interesse bundeseinheitlich erfolgen (Artikel 72 Absatz2 GG).
Unterschiedliche  landesrechtliche = Regelungen  wirden die  Mobilitat  von
Fortbildungswilligen erheblich einschranken und zu einer nicht hinnehmbaren
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Rechtszersplitterung flihren, so dass eine bundesweit einheitliche Regelung durch den
Bundesgesetzgeber erforderlich ist.

VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und mit vdlkerrechtlichen
Vertragen vereinbar.

VIl. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Streichung der Anrechnung von Arbeitgeberleistungen fihrt bei den AFBG-
Vollzugsstellen in den Landern zu einer Vereinfachung bei der Bewilligung von
Fordermitteln nach dem AFBG und deren Bemessung. Zeitaufwendige Nachfragen nach
Arbeitgeberleistungen und deren Zweckbestimmung bei den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern entfallen, ebenso Nachberechnungen bei Zahlungen nach Ende der
MafRnahme und entsprechende Riickforderungen.

Die gesetzlichen Klarstellungen zu hochschulischen Abschlissen sowie zur Definition des
Tragers einer Mallnahme flihren fir die Bildungsanbieter und fiir die zustandigen Behoérden
zu mehr Rechtsklarheit.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf berlicksichtigt die Vorgaben der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie.
Durch den Gesetzentwurf werden die Rahmenbedingungen fur die individuelle Realisierung
von Bildungs- und Qualifizierungschancen durch eine Aufstiegsqualifizierung in der
beruflichen Bildung verbessert. Der Gesetzentwurf tragt dadurch dazu bei, den
Herausforderungen im Bereich der sozialen Teilhabe und der Sicherung des
Qualifizierungs- und Fachkraftebedarfs adaquat zu begegnen. Der Gesetzentwurf
unterstiutzt auf diese Weise das Erreichen der Ziele 4 (,Hochwertige Bildung®, Unterziel 4.1
,Bildung: Bildung und Qualifikation kontinuierlich verbessern®, Unterziel 4.2 ,Perspektiven
fur Familien: Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern®), 8 (,Menschenwirdige Arbeit
und Wirtschaftswachstum®, Unterziel 8.5 ,Beschaftigung: Beschaftigungsniveau steigern®)
und 10 (,Weniger Ungleichheiten®, Unterziel 10.2 ,Verteilungsgerechtigkeit: Zu grolle
Ungleichheit innerhalb Deutschlands verhindern®) der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Die Finanzierung der unmittelbaren und mittelbaren Mehrausgaben des Bundes durch
dieses Gesetz stellt das Bundesministerium fir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und
Jugend im Einzelplan 17 sicher. Ein Mehrbedarf des Bundes fir dieses Gesetz an Sach-
und Personalmitteln ist finanziell und stellenmaRig im Einzelplan 17 einzusparen.

Die durch diesen Gesetzentwurf entstehenden Mehrausgaben wurden anhand von
Berechnungen und Schatzungen unter Verwendung amtlicher Statistiken (insbesondere
AFBG-Jahresstatistik 2024) sowie weiterer Erfahrungswerte der Lander ermittelt. Durch das
Anderungsgesetz wird mit einem Anstieg der Zahl der Geférderten in der mittelfristigen
Perspektive um insgesamt 4 000 gerechnet. Einer kalkulierten Zunahme der Zahl der
Geforderten durch die Verbesserungen steht ein zu erwartender Rickgang der Zahl der
Geforderten um ebenfalls rund 4 000 ohne diese Verbesserungen gegenlber. Somit ergibt
sich fir die Ermittlung der Mehrausgaben eine zu erwartende gleichbleibende Zahl der
insgesamt Geférderten von rund 190 000.
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Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zum 1. August 2027 entstehen folgende finanzielle
Mehrausgaben fur Bund und Lander:

2027 2028 2029 2030
Mio. Euro Mio. Euro Mio. Euro Mio. Euro
I_\/Iehrausgaben des 11,5 27,0 27,0 27,0
Anderungsgesetzes insgesamt
davon
Bund (78 Prozent) 9,0 21,0 21,0 21,0
Lander (22 Prozent) 2,5 6,0 6,0 6,0

4. Erfullungsaufwand

Mit den Verbesserungen der Leistungskomponenten (Erhdhung der Férderobergrenze
beim Malinahmebeitrag von 15 000 Euro auf 18 000 Euro (§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
AFBG), Erhéhung der Férderung des Prifungsstiickes von 2 000 Euro auf4 000 Euro (§ 12
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 AFBG), Erhdhung des Bestehenserlasses von 50 Prozent auf
60 Prozent (§ 13b Absatz 1 AFBG) sowie Erhéhung des Kinderbetreuungszuschlags von
150 Euro auf 160 Euro (§ 10 Absatz 3 AFBG)) wird unter anderem dem Anliegen Rechnung
getragen, die AFBG-Gefdrderten aufgrund gesamtwirtschaftlicher Teuerungsraten bei ihrer
AufstiegsfortbildungsmaRnahme zu entlasten und gleichzeitig einen Anreiz zur
Absolvierung einer entsprechenden MalRnhahme zu schaffen. Mit diesen Verbesserungen
soll auch dem sich abzeichnenden Rickgang bei den Gefordertenzahlen entgegengewirkt
werden. Soweit sich die gesetzlichen Anderungen auf den jéhrlichen wie auch auf den
einmaligen Erfullungsaufwand der drei Normadressaten Birgerinnen und Burger,
Wirtschaft sowie Verwaltung auswirken kénnen, wird wegen des ohne die Verbesserungen
zu erwartenden Rickgangs bei den Antrags- und Gefordertenzahlen und den damit bei der
Erfillung verbundenen Entlastungen insgesamt nicht mit einer Erh6hung des
Erflllungsaufwandes gerechnet. Sowohl bei dem sich ohne die Verbesserungen
abzeichnenden Rlckgang der Gefordertenzahlen als auch bei den Auswirkungen der
genannten gesetzlichen Verbesserungen auf die Geférdertenzahlen wird jeweils von einer
Fallzahl in H6he von rund 4 000 ausgegangen.

Mit dem Verzicht auf die Anrechnung von Arbeitgeberleistungen (§ 10 Absatz 1 AFBG)
verringert sich der jahrliche Erfillungsaufwand fiir die Burgerinnen und Birger (Wegfall des
Einholens und Einreichens von Nachweisen), fiir die Wirtschaft (Wegfall der Erstellung von
Bescheinigungen und Nachweisen durch den Arbeitgeber) sowie fir die Verwaltung
(Vereinfachung und Verkurzung der AFBG-Antragsprufung zum MalRnahmebeitrag in den
AFBG-Vollzugsstellen).

Bei der Definition des Tragers einer FortbildungsmalRnahme (§ 2a AFBG) sowie der
Regelung zum Anwendungsbereich des AFBG (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 AFBG)
handelt es sich jeweils um gesetzliche Klarstellungen, die keine signifikanten Auswirkungen
auf den jahrlichen sowie den einmaligen Erfullungsaufwand haben.

Fur die Verwaltung ergibt sich ein einmaliger Erflllungsaufwand fir Anpassungen der
Datenverarbeitungsprogramme in den Landern und bei der Kreditanstalt fir Wiederaufbau.
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4.1. Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger
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Jahrliche Einmalig
r er
Erflllung Erflllung
Jahrliche | saufwan Einmalig | saufwan
. oy r d (in . . er d (in
e AL seliise Aufwand | Stunden Slel Aufwand | Stunden
M REEELL G © ro Fall bzw ge ro Fall bzw
m | urf; Norm (§§); | Fallzahi | P, Taq | Fallzan pro. Tod.
me Bezeichnung und M.(m ES ' und M'(m ES '
r der Vorgabe Einheit LT I, Einheit TR e
bzw. oder bzw. oder
Euro) ,geringfu Euro) »geringfu
gig* gig*
(Begrund (Begrund
ung) ung)
11 | § 10 Absatz 1 4 000 Zeitaufw | Zeitaufw
AFBG Geférd | and: 30 | and:
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Verzicht auf Stunden
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ungen wand: wand: -
1,15 4,6
Euro Tsd.
Euro
Summe
Zeitaufwand (in -2 000
Stunden)
Summe
Sachaufwand -46
(in Tsd. Euro)
4.2. Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft
Jahrliche Einmalig
A r .y er Einmalig
ufwand | Jahrliche Aufwand
pro Fall r pro Fall Erf'?llr
Artikel (Minuten | Erfiillung (Minuten uiung
Ifd. | Regelungse Jahrlich * saufwan | Einmali * auf\i/-and
Nu ntwurf; e Lohnkost | d (in Tsd. ge Lohnkost (in Tsd
m Norm (§§); | IP | Fallzahl | en pro Euro) Fallzahl | en pro Euro).
me | Bezeichnun und Stunde oder und Stunde oder
r g der Einheit | (Wirtsch | ,geringfli | Einheit | (Wirtsch g
Vorgabe aftszwei ig"“ aftszwei ,,ger_lngfu
g g gi9- g ig*
)* JEegie )* (Beggrijnd
Sachkost ung) Sachkost
enin en in i)
Euro) Euro)
21 | § 10 Absatz 4 000 13,22 -52,9
1 AFBG Geférd | Euro =
ja | erte ((20 Min.
Verzicht auf / 60 Min.
Anrechnung x 38,60
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Jahrliche Einmalig
r . er Einmalig
Aufwand | Jahrliche Aufwand er
pro Fall r pro Fall Erfiillung
Artikel (Minuten | Erflllung (Minuten s
Ifd. | Regelungse Jahrlich * saufwan | Einmali * aufwand
Nu ntwurf; e Lohnkost | d (in Tsd. ge Lohnkost (in Tsd
m Norm (88); | IP | Fallzahl | en pro Euro) Fallzahl | en pro Euro)'
me | Bezeichnun und Stunde oder und Stunde oder
r g der Einheit | (Wirtsch | ,geringfu | Einheit | (Wirtsch nafii
Vorgabe aftszweig gig” aftszweig ~geringiu
juv | iEeetne )* | (Begrind
Sachkost ung) Sachkost u?wg)
enin en in
Euro) Euro)
von Euro/h
Arbeitgeberl (WZ: A-S
eistungen ohne 0))
+0,35
Euro)
Summe (in
Tsd. Euro) >R
davon aus
Information
spflichten » S
(IP)
4.3. Erfiillungsaufwand der Verwaltung
Jahrliche Einmalig
r er
Aufwand | Jahrliche Aufwand | Einmalig
: pro Fall r pro Fall er
R’Zzgi'n (Minuten | Erfiillung (Minuten | Erfiillung
Ifd. wur Jahrlich * saufwan | Einmali * saufwan
Nu gfs?\lnorm Bun e Lohnkost | d (in Tsd. ge Lohnkost | d (in Tsd.
m ’ . d/ | Fallzahl | en pro Euro) Fallzahl | en pro Euro)
me Be(z§§éhn Land .und. S.tunde oc.ier ) .und. S.tunde err )
r ung der Einheit (Hlerarch ,,ger_lngfu Einheit (_Hlerarch ,,gerllngfu
Vorgabe ieebene) gig“ ieebene) gig®
+ (Begriind + (Begrind
Sachkost ung) Sachkost ung)
enin en in
Euro) Euro)
31 [§10 Bun | 4 000 33,30 -133,2 11 1 000 11,0
Absatz 1 | d/ Geford | Euro = Anpass | Euro
AFBG Land | erte (45 Min. / ungen
60 Min. x in den
Verzicht 44,40 DV-
auf Euro/h Progra
Anrechn (Durchsc mmen
ung von hnitt
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Jahrliche Einmalig
r er
Aufwand | Jahrliche Aufwand | Einmalig
. pro Fall r pro Fall er
kel (Minuten | Erfilllung (Minuten | Erfillung
Ifd. se%twur Jahrlich * saufwan | Einmali * saufwan
Nu g_ Bun e Lohnkost | d (in Tsd. ge Lohnkost | d (in Tsd.
f: Norm
m (88); d/ | Fallzahl | en pro Euro) Fallzahl | en pro Euro)
me Bezeic;hn Land und Stunde oder und Stunde oder
r una der Einheit | (Hierarch | ,geringfu | Einheit | (Hierarch | ,geringfl
Vorg abe ieebene) gig“ ieebene) gig“
o + (Begrind + (Begriind
Sachkost ung) Sachkost ung)
enin enin
Euro) Euro)
Arbeitge Offentlic (Land/
berleistu he KfW)
ngen Verwaltu
ng))
2 000 Sachkost | - 2,6
Geférd | en: 1,30
erte Euro
Summe
(in Tsd. -135,8 11,0
Euro)
davon
Bund ¢ e
davon
Land
(inklusive -135,8 10,0
Kommun
en)
5. Weitere Kosten
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das

Verbraucherpreisniveau, sind durch das Gesetz nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen der Gesetzesanderungen wurden geprift. Die
Regelungen sind gleichstellungspolitisch insgesamt ausgewogen. Es ergeben sich keine
Hinweise auf eine unterschiedliche Betroffenheit von Frauen und Mannern.

Der Gesetzentwurf wurde vom Kompetenzzentrum Jugend-Check auf die Auswirkungen fur
Jugendliche und junge Erwachsene geprift. Es liegen spezifische Auswirkungen vor, die
im Jugend-Check zum Gesetzentwurf dargestellt sind. Das Kompetenzzentrum betont unter
anderem, die Erhdhung der finanziellen Férdermalinahmen kann insgesamt bewirken, dass
die Attraktivitat der Aufstiegsfortbildungen fiir junge Menschen gesteigert wird und sich
langfristig bessere berufliche Chancen fir sie eréffnen.
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VIIl. Befristung; Evaluierung

Die Gesetzesanderungen sind auf Dauer angelegt, daher ist eine Befristung nicht
vorgesehen.

Eine Evaluierung ist nicht vorgesehen. Gemal § 27 AFBG wird uber die Forderung eine
Jahresstatistik gefuhrt, aus der insbesondere die Geférdertenzahl, die Zahl der Antrage und
Bewilligungen, die Zahl der Ablehnungen, die Zahl der Abbrtiche und Unterbrechungen, die
Zahl der bewilligten und ausgezahlten Darlehen, Zahl und Hohe der gewéhrten
Freistellungen und Darlehenserlasse sowie fir die Geférderten differenzierte
Erhebungsmerkmale ersichtlich werden. Das Bundesministerium fir Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend wird dem Deutschen Bundestag zum Ende des Jahres, in
dem die statistischen Daten fir zwei volle Férderjahre nach dem Inkrafttreten des Gesetzes
vorliegen, einen Bericht auf der Grundlage der AFBG-Jahresstatistik vorlegen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetzes)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

Bei der Erganzung des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 handelt es sich um eine Klarstellung
zum Anwendungsbereich des Gesetzes.

Die Klarstellung wurde durch die Annahme verschiedener Gerichte erforderlich, wonach die
Teilnahme an MalRnahmen zur Vorbereitung eines Abschlusses im Rahmen der
hochschulischen Weiterbildung forderfahig sei (vgl. etwa Hamb. OVG, Beschluss vom 02.
November 2021 — 4 Bf 183/20.Z, juris sowie OVG Bremen, Beschluss vom 3. November
2022 — 2LA 52/22 -, juris fur die vom Zentrum fir Akademische Weiterbildung der
Technischen Hochschule Deggendorf (THD) angebotene Weiterbildungsmalinahme mit
dem Ziel eines Hochschulzertifikats zum Nachweis der Qualifikation zum ,Zertifizierten
Berufsbetreuer/in — Curator de Jure®).

Mit der Einfigung in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird klargestellt, dass die Vorbereitung
auf Abschlisse, die Hochschulen aufgrund ihrer von den Landeshochschulgesetzen
abgeleiteten Satzungsbefugnis regeln kdnnen, nicht nach dem AFBG férderfahig ist. Ziel
des AFBG ist es, Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Mallinahmen der beruflichen
Aufstiegsfortbildung finanziell zu unterstiitzen. Bei Abschliissen von Hochschulen handelt
es sich nicht um Abschlisse der beruflichen Aufstiegsfortbildung im Sinne des AFBG. Dies
entspricht der Wertung des Gesetzgebers seit Bestehen des AFBG im Jahr 1996 (vgl. BT-
Drucksache 13/3698, S. 13 und 15: ,Nicht férderungsfahig ist der Besuch von Hochschulen
oder Fachhochschulen, da es sich hierbei nicht um eine berufliche Fortbildung im Sinne
dieses Gesetzes handelt“). Daran wird weiter festgehalten. Damit sind auch Abschlusse,
die im Rahmen der hochschulischen Weiterbildung von den Hochschulen in
Prifungsordnungen geregelt werden, nicht nach dem AFBG forderfahig.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine gesetzliche Klarstellung, die die geubte Vollzugspraxis bestatigt.
Zu Nummer 2

§ 2a wird neu gefasst.
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Der neue Absatz 1 definiert, wer Trager einer Fortbildungsmallnahme im Sinne dieses
Gesetzes ist. Trager ist, wer mit der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer in einem
Rechtsverhaltnis (ber die Fortbildungsmalinahme steht. Dies ist der jeweilige
Vertragspartner, mit dem die Teilnehmerin oder der Teilnehmer den Vertrag Uber die
Malnahme geschlossen hat, oder, soweit es sich um eine schulische MaRhahme handelt,
die Schule, an der die Teilnehmerin oder der Teilnehmer angemeldet ist. Die Regelung stellt
damit zugleich klar, wer die Eignung nach Absatz 2 erfillen und gegebenenfalls
nachweisen muss.

§ 2a lielk in der bisherigen Fassung unterschiedliche Auslegungen zu, wer als Trager der
MalRnahme anzusehen war, wenn die FortbildungsmafRnahme arbeitsteilig in Kooperation
mit anderen Partnern ,durchgeflihrt wird (wenn z. B. die Vertragsbeziehung und Gestaltung
der (Rahmen-)Lehrpldne wund die Organisation des tatsdchlichen Unterrichts
auseinanderfallen). Die Frage wurde von der Rechtsprechung uneinheitlich beantwortet.
Das VG Karlsruhe (Urteil vom 18. September 2019 — 5 K 16918/17) hat entschieden, dass
auf denjenigen abzustellen sei, bei dem die Teilnehmerin oder der Teilnehmer tatsachlich
Unterricht erhalt, also beschult wird (,tatsachlicher Bildungstrager"). Nach der Entscheidung
des VGH Baden-Wiirttemberg (Urteil vom 17. Dezember 2021 — 12 S 3089/19) dagegen
sei derjenige Trager, der gegenliber der Fortbildungsteilnehmerin oder dem
Fortbildungsteilnehmer fiir die Durchfiihrung der MaRnahme verantwortlich ist. Dies sei
regelmafig derjenige, mit dem die Teilnehmerin oder der Teilnehmer in vertraglicher
Beziehung steht (Vertragspartner/ ,formaler Bildungstrager®).

Indem das Gesetz nunmehr auf das mit der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer bestehende
Rechtsverhaltnis abstellt, soll es weiterhin die Qualitdt der Bildungsmalnahmen sichern
und eine dahingehende Verlasslichkeit flr die Teilnehmerinnen und Teilnehmer unter
Verbraucherschutzgesichtspunkten gewahrleisten. Den Trager trift aus dem
Rechtsverhaltnis heraus die Verantwortung, dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer das
geschuldete Bildungsangebot erhalten. Dazu kann auch die Auswahl geeigneter Dritter und
eine  Ausgestaltung der entsprechenden Vertrage beitragen. Innerhalb des
Rechtsverhaltnisses kénnen von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern dartber hinaus
gegebenenfalls  vertragliche  Gestaltungsrechte (z. B.  Kindigung) sowie
Sekundaranspriche (z. B. Schadensersatz) geltend gemacht werden.

Hinsichtlich der Verpflichtungen, die sich aus dem AFBG fur den Trager ergeben (z. B.
Teilnahmenachweise, Gewahrleistung der Auskunftspflichten gegeniliber der zustandigen
Behorde, Gewahrleistung der Besichtigung der Fortbildungsstatte), folgt aus der
gesetzlichen Klarstellung eine eindeutige und rechtssichere Zuordnung. Wenn der Trager
Dritte mit der Durchflihrung der FortbildungsmalRnahme beauftragt, muss er die Erfillung
dieser Pflichten durch entsprechende Vertragsgestaltung mit den Dritten sicherstellen.

Die Regelung dient zugleich der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns. Der fur die
MafRnahme verantwortliche Trager ist durch sein Rechtsverhaltnis mit den Teilnehmerinnen
und Teilnehmern eindeutig bestimmt. Die zustandige Behérde muss sich nicht in jedem
Einzelfall vorlegen lassen, ob und in welchem Umfang sich der VertragsschlieRende zur
Erfillung seiner vertraglichen Pflichten (selbststandiger) Dritter bedient und welche
Aufgaben der Trager auf den Dritten Gbertragt.

Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und wird klarer gefasst. Wie bisher verlangt Absatz 2
die Eignung des Tragers fur die Durchfihrung der FortbildungsmalRnahme. In der
Zusammenschau mit der nunmehr definierten Tragereigenschaft in Absatz 1 ergibt sich,
dass es bei dem Begriff ,Durchfiihrung” um die sich aus dem Rechtsverhaltnis ergebende
Verantwortung fur die Durchfuhrung der Fortbildungsmaf3inahme geht. Der Trager kann zur
Durchfiihrung der FortbildungsmafRnahme auch Dritte beauftragen.

An den Voraussetzungen der Eignung andert sich durch die gesetzliche Neufassung nichts.
Es wurden lediglich redaktionelle Anpassungen vorgenommen. Der bisher in § 2a
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verwendete Begriff der Einrichtung ist zur Sprachvereinheitlichung durch den Begriff des
privaten Tragers ersetzt worden. Auch in § 2 Absatz 1 Satz 1 wird der Begriff ,privater
Trager* verwendet. Eine Eignung des Tragers ist ohne weitere Prifung oder Zertifizierung
gegeben, wenn es sich um einen 6ffentlichen Trager oder um einen privaten Trager handelt,
der unter staatlicher Aufsicht steht oder staatlich anerkannt ist. Ein anderer privater Trager
muss nach der Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsforderung anerkannt
sein oder ein System zur Sicherung der Qualitdt anwenden und es diirfen auch im Ubrigen
keine Umstande vorliegen, die der Eignung entgegenstehen.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

In § 8 Absatz 1 Nummer 2 stellt die Einbeziehung der Familienangehdrigen im Sinne von
§ 1 Absatz 2 Nummer 3 Freizigigkeitsgesetz/EU sowie der nahestehenden Personen im
Sinne von §1 Absatz 2 Nummer 4 Freiztigigkeitsgesetz/EU von
daueraufenthaltsberechtigten Unionsbirgern sicher, dass die europarechtlichen Vorgaben
der Richtlinie 2004/38/EG (Freizugigkeitsrichtlinie) im nationalen Recht vollstandig
umgesetzt werden.

Die Férderungsberechtigung aller Verwandten in gerader auf- oder absteigender Linie (§ 1
Absatz 2 Nummer 3 Freiziigigkeitsgesetz/EU) sowie der nahestehenden Personen nach
§ 1 Absatz2 Nummer 4 Freizigigkeitsgesetz/EU folgt den Regelungen der Richtlinie
2004/38/EG (Freizlgigkeitsrichtlinie), demzufolge Familienangehdrige, auch wenn sie nicht
die Staatsangehdrigkeit eines EU-Mitgliedstaats besitzen, unter den Anwendungsbereich
der Richtlinie 2004/38/EG (Freizligigkeitsrichtlinie) fallen. Der Gleichbehandlungsgrundsatz
in Artikel 24 der Richtlinie 2004/38/EG (Freizligigkeitsrichtlinie) sieht deshalb vor, dass
Familienangehdrigen im engeren und weiteren Sinne (Familienangehdrige im weiteren
Sinne sind die nahestehenden Personen i. S. v. §1 Absatz2 Nummer4
Freizlgigkeitsgesetz/EU), die selbst ein Recht auf Daueraufenthalt haben, Studienbeihilfen,
einschliellich Beihilfen zur Berufsausbildung, in Form eines Stipendiums oder
Studiendarlehens, zu gewahren sind (vgl. Artikel 24 Absatz 2 der Richtlinie 2004/38/EG),
was mit der neu eingefligten Formulierung nunmehr sichergestellt werden soll.

Die Streichung des Wortes ,anderen” erfolgt aus redaktionellen Grinden.

Die Anderung der Formulierung ,Erlaubnis zum Daueraufenthalt nach dem
Aufenthaltsgesetz“ hin zu ,Erlaubnis zum Daueraufenthalt — EU nach dem
Aufenthaltsgesetz” ist rein redaktioneller Art.

Ebenfalls aufgrund von Artikel 24 Absatz2 der Richtlinie 2004/38/EG
(Freizugigkeitsrichtlinie) muss die Einbeziehung der weiteren Familienangehdrigen sowie
nahestehender Personen in § 8 Absatz1 Nummer 3 AFBG erfolgen, welcher an das
Verwandtschaftsverhaltnis mit Arbeitnehmern oder Selbststandigen, wirtschaftlich aktiven
Unionsburgerinnen und Unionsbirgern anknupft, und mit dem Zusatz versehen werden,
dass diese ein Aufenthaltsrecht nach dem Freizligigkeitsgesetz/EU besitzen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Staatsangehdrige eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den europaischen
Wirtschaftsraum, also Staatsangehoérige Norwegens, Islands und Liechtensteins, sind unter
den Voraussetzungen von § 8 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 AFBG zum Bezug von Leistungen
nach dem AFBG berechtigt.

Die Neuregelung greift die in § 12 Freiztgigkeitsgesetz/EU geregelte Gleichstellung der
Staatsangehoérigen eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den
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europaischen Wirtschaftsraum mit den Unionsburgern hinsichtlich der Freizlgigkeit auf, die
sich entsprechend der vorangestellten Ausfilhrungen darUber hinaus auch auf deren
Familienangehorige und nahestehenden Personen erstreckt und auch fiir diese
Personengruppe eine Férderungsberechtigung zur Folge hat.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt — EU nach § 9a Aufenthaltsgesetz (AufenthG) ist
ebenso wie die Niederlassungserlaubnis ein unbefristeter Aufenthaltstitel. Sie ist der
Niederlassungserlaubnis grundsatzlich gleichgestellt (§ 9a Absatz 1 Satz 3 AufenthG).

Die Erganzung von § 36 Absatz 2 AufenthG in Absatz 2 Nummer 1 dient dem Ziel der
Einbeziehung volljahriger Kinder von Auslandern mit Niederlassungserlaubnis
beziehungsweise Erlaubnis zum Daueraufenthalt — EU, die als ,sonstige
Familienangehorige® zur Vermeidung einer aullergewdhnlichen Harte selbst eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 36 Absatz 2 AufenthG erhalten haben, in die Forderung nach
dem AFBG.

Im Gegensatz zu den minderjahrigen Kindern, die als Teil der nach dem AufenthG
besonders schiitzenswerten Kernfamilie eine Aufenthaltserlaubnis nach § 32 AufenthG
erhalten und damit gemal Absatz 2 Nummer 1 zum Bezug von Leistungen nach dem
AFBG berechtigt sind, besteht fir diese Gruppe der volljahrigen Kinder mit einem
Aufenthaltstitel nach § 36 Absatz 2 AufenthG bisher kein Anspruch auf Férderung. Sowohl
minder- als auch volljahrige Kinder stehen aber in einem gleich engen
Verwandtschaftsverhaltnis zu den Eltern.

Durch die derzeitige Rechtslage entstehen forderungsrechtlich nicht erwiinschte
Ungleichbehandlungen. Innerhalb derselben Familie ware ein volljahriges Kind trotz
Bestehens eines familienbezogenen Aufenthaltsrechts, das die Vermeidung einer
aullergewOhnlichen Harte zur Voraussetzung hat, von vorneherein — unabhangig vom
Vorliegen der sonstigen Forderungsvoraussetzungen — von der Fdrderung
ausgeschlossen, wohingegen ein noch minderjahriges Kind entsprechende Leistungen
erhielte.

Zu Doppelbuchstabe bb

Auch die Erganzung des Absatz 2 Nummer 2 dient dem Ziel der Einbeziehung volljahriger
Kinder von Auslandern mit Aufenthaltserlaubnis, die als ,sonstige Familienangehdrige“ zur
Vermeidung einer aullergewdhnlichen Harte selbst eine Aufenthaltserlaubnis nach § 36
Absatz 2 AufenthG erhalten haben, in die Férderung nach dem AFBG. Es ist sachgerecht,
auch volljahrigen Kindern, die eine Aufenthaltserlaubnis zur Vermeidung einer
aullergewoOhnlichen Harte nach § 36 Absatz 2 AufenthG erhalten haben und sich seit
mindestens 15 Monaten ununterbrochen im Bundesgebiet aufhalten und deren
auslandische Eltern einen Aufenthaltstitel im Sinne des Absatz 2 Nummer 2 besitzen, eine
Férderung zu ermdglichen. Im Ubrigen wird auf die Begriindung zu Nummer 3 Buchstabe
b Doppelbuchstabe aa verwiesen.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Durch die Streichung in Satz 2 und den neuen Satz 3 entfallt die Anrechnung zweckgleicher
Arbeitgeberleistungen auf eine Férderung mit dem Malnahmebeitrag.

Insbesondere die Anrechnung von Leistungen privater Arbeitgeber stellt seit ihrer
Einfihrung mit dem Zweiten Gesetz zur Anderung des AFBG vom 18. Juni 2009 (BGBI. |
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S. 1314) den Vollzug des Gesetzes vor erhebliche Probleme. Dies hat auch der BRH in
seiner Prufungsmitteilung vom 9. September 2020 kritisiert. Hintergrund ist, dass es in der
Praxis Schwierigkeiten bei der vollstandigen Erfassung zweckgleicher Leistungen von
Arbeitgebern auf die Mallnahmekosten gibt. Entsprechende Leistungen haben, anders als
offentliche Mittel oder Leistungen von anderen Fdérderinstitutionen, oft keine prazise
Zweckbestimmung, sie bendtigen sie auch nicht. Die Prifung einer Zweckidentitat
(Fortbildungskosten) stellt die AFBG-Vollzugsstellen daher vor groRe Schwierigkeiten. Weil
die Zweckbestimmung vom Arbeitgeber frei formuliert werden kann, ergeben sich je nach
der konkreten Bezeichnung unterschiedliche Konsequenzen bei der Anrechnung.

Der BRH hat daher empfohlen, die AFBG-Vollzugsstellen fir alle forderfahigen
Maflnahmen zum Einfordern von Arbeitgeberbescheinigungen zu verpflichten. Der RPA hat
dies in seinem Beschluss vom 18. Februar 2022 aufgenommen, sofern die
Arbeitgeberleistungen auch zukiinftig angerechnet werden sollten. Gefordert wurden
Bescheinigungen, die verbindliche Angaben darlber enthalten, ob, wann und in welcher
betragsmalig bezifferten Hoéhe der Arbeitgeber welche Leistungen fir die
Aufstiegsfortbildung gewahrt. Antragstellende, die angeben, keinen Arbeitgeber zu haben,
sollten dies nachweisen. Antragstellende, die nicht méchten, dass ihr Arbeitgeber von der
Aufstiegsfortbildung Kenntnis erlangt, sollten glaubhaft machen und verbindlich erklaren
mussen, dass sie keine Leistungen erhalten.

Die Bundesregierung hat diese Hinweise zum Anlass fiir eine Uberpriifung der Anrechnung
von Arbeitgeberleistungen auf den MalRnahmebeitrag nach dem AFBG genommen mit dem
Ergebnis, eine Streichung der Anrechnung vorzusehen.

Zunachst sprechen bildungs- und wirtschaftspolitische Griinde dafiir, Arbeitgeberleistungen
mit anderen privaten finanziellen Zuwendungen fiir die Fortbildung, etwa durch die Familie
oder die Partner, gleichzustellen. Ziele des AFBG sind die individuelle Chancenférderung
und zugleich der volkswirtschaftliche Mehrwert, méglichst vielen Personen Abschllsse
einer hoherqualifizierenden Berufsbildung zu ermdéglichen. Vor diesem Hintergrund werden
MaRnahmekosten (Lehrgangskosten, Prifungsgebuhren, Kosten eines Meistersticks) bei
Voll- und TeilzeitmalBnhahmen, anders als der Unterhaltsbeitrag bei VollzeitmalRnahmen,
einkommens- und vermoégensunabhangig geférdert. Die wirtschaftliche Situation der
Geforderten und Geldzuflisse jedweder Art sind also grundsatzlich nicht maRgebend flr
die Forderentscheidung mit Blick auf die Fortbildungskosten.

Die berufliche Bildung steht zudem bei der Nachwuchsgewinnung erheblich unter Druck.
Der Fachkraftebedarf gerade an hochqualifizierten Absolventinnen und Absolventen mit
entsprechenden Abschlussen ist besonders hoch und akut (etwa fur Betriebsnachfolgen im
Handwerk). Leistungen privater Arbeitgeber kdnnen so nicht nur die Gesamtfinanzsituation
des oder der Geforderten wahrend der Fortbildungsmallinahme verbessern, sondern
zugleich auch zusatzliche Anreize setzen, sich fir solche zeitintensiven Fortbildungen
bereit zu finden.

Darliber hinaus sprechen verwaltungsékonomische Griinde dafir, die 2009 eingefihrte
Anrechnung von Arbeitgeberleistungen auf die Férderung mit dem MalRnahmebeitrag zu
streichen. Die im RPA-Beschluss vom 18. Februar 2022 genannte Alternative zusatzlicher
Arbeitgeberbescheinigungen und Nachweise, wenn Arbeitgeberleistungen weiterhin
angerechnet werden sollen, wirde zu einem erheblichen blrokratischen Mehraufwand bei
Arbeitgebern, Teilnehmerinnen und Teilnehmern und den AFBG-Vollzugsstellen fihren. Es
ware eine vollstadndige Erfassung von Arbeitgeberleistungen und eine Feststellung ihrer
Zweckbestimmung in jedem Einzelfall erforderlich. Erstmals wiirden Arbeitgeber im AFBG-
Verfahren zur Abgabe von Erklarungen verpflichtet. Teilnehmerinnen und Teilnehmer
mussten ihre Arbeitgeber Uber die Fortbildung informieren oder alternativ eidesstattliche
Versicherungen vorlegen. Zu befiirchten ware also nicht nur der zusatzliche erhebliche
Verwaltungsaufwand fiir viele bei einer relativ kleinen ,Betroffenengruppe®, sondern auch
eine Abschreckungswirkung.
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Das Grundproblem, dass der Arbeitgeber mit der Formulierung der
Verwendungszweckangabe seiner Leistung eine Anrechnung vollstandig in den Handen
halt, konnte jedoch auch bei flachendeckenden Arbeitgeberbescheinigungen nicht
adressiert und beseitigt werden.

Praktisch wurden durch das Erfordernis solcher Bescheinigungen die Arbeitgeber von etwa
100 000 jahrlich mit dem MaRnahmebeitrag Geférderten erstmals in den AFBG-
Antragsbearbeitungsprozess einbezogen. Weit Uberwiegend wirde dies in Form einer
Negativbescheinigung erfolgen beziehungsweise sogar eidesstattliche Versicherungen der
Antragsteller erfordern. Dies wiirde Fragen der VerhaltnismaRigkeit aufwerfen: Fir weite
Forderbereiche (z. B. Fachschulen im sozialen Bereich) spielen Arbeitgeberleistungen
praktisch keine Rolle. In anderen Bereichen dirfte ein strukturelles Interesse der
Geforderten an ,Diskretion® hinsichtlich des eigenen Fortbildungszieles bestehen (mit Blick
auf z. B. zuklnftige Konkurrenz, Arbeitgeberwechsel, Diskussionen der Beanspruchung
durch berufsbegleitende Fortbildungen etc.). Dem ganz erheblichen zusatzlichen
Verwaltungsaufwand stinde schlielllich eine nur geringe Relevanz tatsachlich gewahrter
Arbeitgeberleistungen  gegeniber. Das betriebliche Interesse an derartigen
Qualifizierungen und damit auch die Bereitschaft zu deren betrieblichen Unterstitzung sind
nach der vorhandenen Datenlage nicht die Regel, sondern die Ausnahme (laut
Landerabfrage, soweit Arbeitgeberleistungen dort statistisch erfasst werden, bisher nur bei
ca. 3,0 Prozent der mit dem MaRRnahmebeitrag Gefoérderten).

Der in § 1 Satz 2 fur die Leistungen zum Lebensunterhalt vorgeschriebene Grundsatz der
Subsidiaritdt steht einer Streichung der Anrechnung beim Malnahmebeitrag, der
unabhangig von Einkommen und Vermogen geleistet wird, nicht entgegen.

Auch Leistungen aus 6ffentlichen Mitteln, die im Rahmen eines Arbeitsverhaltnisses auf die
Lehrgangs- und Prifungsgeblihren oder das Meisterstiick gewahrt werden, werden durch
Satz3 aus der generell fortbestehenden Anrechnung offentlicher Mittel auf den
MaRnahmebeitrag ausgenommen. Die Herausnahme ist als Folgeanderung zu der
Streichung der Anrechnung von privaten Arbeitgeberleistungen geboten.

Rechtliche und verwaltungsdkonomische Grunde sprechen fur eine einheitliche Rechtslage
bei Leistungen im Arbeitsverhaltnis, unabhangig von der Rechtsnatur des Arbeitgebers
(6ffentlich-rechtlich oder privatrechtlich). Eine unterschiedliche Behandlung von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Abh&ngigkeit von ihrem Arbeitgeber wurde
verfassungsrechtliche Fragen der Gleichbehandlung aufwerfen. Sie wirde zudem im
Verwaltungsvollzug in jedem Einzelfall eine zeitaufwendige Klarung der Eigentiimerstruktur
der einzelnen Arbeitgeber (z. B. bei Stadtwerken) erforderlich machen. Dies wiirde einen
ganz erheblichen Vollzugsaufwand bedeuten.

Arbeitgeber, die Leistungen aus offentlichen Mitteln erbringen, haben es in der Hand, ob
und wie sie in Kenntnis der Rechtslage des AFBG erganzende Zuwendungen erbringen.
Sie sind als Vertreter der offentlichen Hand verpflichtet, auf eine sachgerechte und
sparsame Verwendung ihrer Mittel zu achten und eine doppelte Forderung ihrer
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auszuschlielRen.

Zu Buchstabe b

Der Kinderbetreuungszuschlag wird auf 160 Euro pro Monat und Kind angehoben. Damit
werden Alleinerziehende mit Betreuungspflichten in Vollzeit- und TeilzeitmaRnahmen noch
besser unterstutzt.
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Zu Nummer 5
Zu Buchstabe a

Eine Erhéhung des Foérderrahmens flir Lehrgangs- und Prifungsgebihren von derzeit
15 000 Euro auf 18 000 Euro tragt den gestiegenen Kosten bei den Dienstleistungen und
bei den Prifungsgebihren Rechnung. Der Foérderrahmen fir die Lehrgangs- und
Prifungsgebiihren war zuletzt im Rahmen des Dritten Gesetzes zur Anderung des AFBG
im Jahr 2016 angepasst worden. Ziel ist es, auch kostenintensive Fortbildungen im
Forderrahmen abzubilden (z. B. Orthopadietechniker-Meister).

Zu Buchstabe b

Mit der Erhéhung des Forderrahmens flir das Meisterstlick und vergleichbare Arbeiten auf
4 000 Euro wird den gestiegenen Kosten flr bestimmte Materialien wie etwa Holz und
Metalle Rechnung getragen.

Zu Nummer 6

Bei bestandener Prifung werden nunmehr auf Antrag 60 Prozent des noch nicht fallig
gewordenen Restdarlehens erlassen. Mit der Anhebung der Quote fur den Bestehenserlass
wird flur erfolgreiche Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Eigenanteil an den Kosten fir
Lehrgangs- und Prifungsgebuhren noch weiter von etwa 25 Prozent auf etwa 20 Prozent
gesenkt. Auch der Anreiz fir eine engagierte Teilnahme an einer Fortbildung wird dadurch
noch einmal gestarkt.

Zu Nummer 7
§ 30 wird neu gefasst.

Der neue Absatz 1 regelt, dass fur bis zum 31. Juli 2027 abgeschlossene
FortbildungsmalRnahmen die Vorschriften des AFBG in der bis zum Ablauf des 31. Juli 2027
geltenden Fassung anzuwenden sind. Damit soll gewahrleistet werden, dass die fur diese
Malnahmen zum Zeitpunkt der Bewilligung, bei Beginn und zum Ende einer Mallnahme
geltende Rechtslage weiterhin mafigeblich bleibt.

Der neue Absatz 2 enthdlt in Satz 1 den Grundsatz, dass fir laufende
FortbildungsmafRnahmen, die bis zum Ablauf des 31. Juli 2027 begonnen haben und noch
nicht abgeschlossen sind, die Vorschriften des AFBG in der bis zum Ablauf des 31. Juli
2027 geltenden Fassung anzuwenden sind. Der Wegfall der Anrechnung zweckgleicher
Arbeitgeberleistungen sowie der gednderte Fdrderrahmen bei den Lehrgangs- und
Prufungsgebihren gelten demnach nur fir FortbildungsmalRnahmen, die ab dem 1. August
2027 beginnen. Ausnahmen vom Grundsatz sollen nach Satz 1 in Verbindung mit Satz 2
lediglich in zwei Fallen gelten. Nach Satz 2 Nummer 1 findet der in § 10 Absatz 3
angepasste  Fordersatz  beim  Kinderbetreuungszuschlag auch fir laufende
FortbildungsmalRnahmen ab dem 1. August 2027 Anwendung. Fur die Kosten des
Meisterstiicks und vergleichbarer Arbeiten gilt nach Satz 1 in Verbindung mit Satz 2
Nummer 2 folgendes: Fur die Kosten, die bis zum Ablauf des 31. Juli 2027 entstanden sind,
gilt § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in der bis dahin geltenden Fassung. Fur ab dem 1.
August 2027 entstandene Kosten gilt der neue Férderrahmen. Falls im Rahmen eines
Nachweises der tatsachlich entstandenen Materialkosten flr das Meisterprifungsprojekt
oder fur die vergleichbare fachpraktische Arbeit Rechnungen eingereicht werden, die
teilweise bis zum 31. Juli 2027, teilweise ab dem 1. August 2027 datiert sind, gilt der ab
dem 1. August 2027 geltende neue Forderrahmen in Hohe von 4 000 Euro fir alle
berlcksichtigungsfahigen Rechnungen.

Absatz 3 ist identisch mit Absatz 3 in der bis zum 31. Juli 2027 geltenden Fassung des
AFBG.
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Der neue Absatz 4 regelt, dass flr Erlassantrage, die bis zum 31. Juli 2027 bei der
Kreditanstalt fur Wiederaufbau eingegangen sind, § 13b Absatz 1 in der am 31. Juli 2027
geltenden Fassung anzuwenden ist. Fur die Hohe des Bestehenserlasses ist damit der
Antragszeitpunkt bei der Kreditanstalt fir Wiederaufbau maRgebend.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Das Gesetz tritt am 1. August 2027 in Kraft. Zum 1. August eines jeden Jahres beginnt
regelmafig das Fachschuljahr, was fir zahlreiche Antragsbewilligungen mafgeblich ist.
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	Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes
	Das Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. August 2020 (BGBl. I S. 1936), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 17. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nummer 191) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 2 wird wie folgt geändert:
	2. § 2a wird durch den folgenden § 2a ersetzt:
	„§ 2a
	Anforderungen an Träger der Fortbildungsmaßnahmen
	(1) Träger einer Fortbildungsmaßnahme im Sinne dieses Gesetzes ist, wer mit dem Teilnehmer oder der Teilnehmerin in einem Rechtsverhältnis über die Fortbildungsmaßnahme steht.
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	5. § 12 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	6. In § 13b Absatz 1 wird die Angabe „50“ durch die Angabe „60“ ersetzt.
	7. § 30 wird durch den folgenden § 30 ersetzt:
	§ 30 „
	Übergangsvorschriften
	(1) Für Maßnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung, die bis zum Ablauf des 31. Juli 2027 abgeschlossen worden sind, sind die Vorschriften dieses Gesetzes in der am 31. Juli 2027 geltenden Fassung anzuwenden.
	(2) Für Maßnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung, die bis zum Ablauf des 31. Juli 2027 begonnen haben, aber noch nicht abgeschlossen worden sind, sind die Vorschriften dieses Gesetzes vorbehaltlich des Satzes 2 in der am 31. Juli 2027 geltenden ...
	(3) § 2 Absatz 1 in der bis zum Ablauf des 31. Juli 2020 geltenden Fassung ist auf Fortbildungsabschlüsse zu öffentlich-rechtlich geregelten Prüfungen auf Grundlage
	(4) Für Erlassanträge, die bis zum Ablauf des 31. Juli 2027 bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau eingegangen sind, ist § 13b Absatz 1 in der am 31. Juli 2027 geltenden Fassung anzuwenden.“
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	Dieses Gesetz tritt am 1. August 2027 in Kraft.
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